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Steuerreform

Zur Frage der finanzpolitischen Kompensation 
inflationsbedingter Steuereinnahmen

Werner Noll, Würzburg

K
Der Tatbestand einer anhaltenden, besclileu- 

nigten Geldwertverschleciiterung ist eindeutig. 
Aucii wenn aufgrund von statistischen Vorbehalten 
und Unsicherheiten ’) gewisse Abschläge gemacht 
werden. Daraus ergeben sich Konsequenzen bei 
der Besteuerung, die bei stabilem Geldwert nicht 
auftreten würden.

IVIit steigendem Preisniveau geht der Realwert der 
Freibeträge (Grundfreibetrag, Arbeitnehmerfrei­
betrag usw.), die im Rahmen der Einl<ommens- 
besteuerung gewährt werden, zurücl<. Auch wenn 
das ReaIeinl<ommen l<onstant bleibt, nimmt auf 
diesem Wege indirekt die Steuerbelastung infla­
tionsbedingt zu. Außerdem werden alle Einkom­
men, die einem progressiven Steuertarif unter­
liegen, bei anhaltendem Geidwertschwund einem 
höheren Steuersatz unterworfen als bei stabilem 
Preisniveau. Geidwertbedingte Einkommensstei­
gerungen haben daher bei unverändertem Steuer­
recht zur Folge, daß die prozentuale Steuerbela­
stung der privaten Einkommen wächst. Auf diese 
Weise entstehen die sogenannten versteckten, 
heimlichen oder kalten Steuererhöhungen.

Verschiebung der Steuerbelastung

Da die Steuerpfiichtigen je nach Einkommenshöhe 
unterschiedlich stark progressiv besteuert werden, 
verschiebt sich damit auch die relative individuelle 
Steuerbelastung. Gemessen am verfügbaren pri­
vaten Einkommen ergeben sich inflationsbedingte 
Verteiiungswirkungen.

ln der BRD sind seit 1965 trotz des beschleunigten 
Geldwertschwündes in den vergangenen Jahren 
die Freibeträge weder heraufgesetzt noch die 
Steuerprogression gemildert worden. Hieraus er­
gab sich eine allgemeine Erhöhung der Steuer­
belastung und zugleich eine Verschiebung der 
Steuerbelastung im Verhältnis der einzelnen Ein­
kommensgruppen.

Bezieher niedriger Einkommen sind namentlich 
wegen des Geldwertschwundes steuerpflichtig 
geworden, und die zunächst mit den unteren 
Sätzen des Tarifs besteuerten Einkommen wurden 
in besonderem Maße von der direkten Progres­
sionswirkung betroffen. Im Gegensatz dazu hatten 
die höchsten Einkommen infolge des unveränder­
ten Steuertarifs keine Progressionswirkung mehr 
hinzunehmen. Ab einer mittleren Höhe wurden 
die Einkommen jedoch der Ergänzungsabgabe 
und befristet dem Stabilitätszuschlag unterworfen. 
Niedrige Einkommen wurden durch Sparförde­
rungsmaßnahmen begünstigt, und die Sparprä- 
mien und Steuervergünstigungen für höhere Ein­
kommen wurden eingeschränkt. Sicher wurden 
durch die aufgezählten Maßnahmen inflations­
bedingte Belastungsverschiebungen korrigiert, 
wieweit das aber primär beabsichtigt war und 
gelang, ist so ohne weiteres nicht auszumachen.

Die versteckten Steuererhöhungen erreichten eine 
beträchtliche Größenordnung. Nach Berechnungen 
des Ifo-lnstituts^) werden die gesamten progres­
sionsbedingten Mehreinnahmen aus Lohnsteuern 
im Jahre 1974 den Betrag von 6,82 Mrd. DM er­
reichen. Darin sind allerdings noch die progres­
sionsbedingten Lohnsteuereinnahmen aufgrund 
von Realeinkommenszuwächsen enthalten. Um 
diese Größe korrigiert, werden im Jahre 1974 die 
ausschließlich geldwertbedingten Mehreinnahmen 
bei der Lohnsteuer auf etwa 6 Mrd. DM steigen.

1) Vgl. Das Ausmaß der Geldentwertung seit 1950 und die wei­
tere Entwicklung des Geldwertes, in: Monatsberichte der Deut­
schen Bundesbank, 20. Jg., Nr. 3, März 1968, S. 3 ff.
2) Vgl. 1974: Höchste Steuerquote seit Bestehen der Bundesrepu­
blik, in: Ifo-Schnelldlenst vom 19.2.1974, Hefte, 27. Jg., S. 3-11.

Prof. Dr. Werner Noll, 42, is t Vorstand des 
Instituts fü r Finanzwissensctiaft der Univer­
sitä t Würzburg.
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Hinzu kommen noch entsprechend berechnete 
Mehreinnahmen aus der veranlagten Einkommen­
steuer, die allerdings wesentlich niedriger liegen 
dürften.

Diese Mehreinnahmen aus der Lohn- und Ein­
kommensteuer sind in der Prognose des Steuer­
aufkommens 1974 enthalten (die Abweichung der 
Schätzung August 1973 von der im März 1974 ist 
minimal). Dementsprechend sind also auch die 
Haushalts- und Finanzpläne der Gebietskörper­
schaften aufgestellt und die Steuerreform konzi­
piert. Nur wenn die Geldentwertung im Jahre 1975 
sich stärker als bisher veranschlagt fortsetzt, ist 
mit frei disponiblen Mehreinnahmen aus der Lohn- 
und Einkommensteuer zu rechnen.

Veränderungen des Finanzierungssaldos

Die Frage, ob noch in 1974 -  und zwar umge­
hend — eine Entlastung bei der Lohn- und Ein­
kommensteuer wegen der inflationsbedingten 
Steuerprogression vorgenommen werden sollte, 
kann nicht ohne einen Blick auf den öffentlichen 
Gesamthaushalt ln konjunkturpolitischer Sicht er­
örtert werden. Wird in diesem Jahr keine Ände­
rung des finanzpolitischen Kurses mehr vorgenom­
men, ergibt sich folgendes Bild:

Finanzierungssalden
1972 1973 1974

in Mrd. DM

Bund -  4,8 -  2,6 -  8
Länder -  1,5 -  2,0 -  5
Gemeinden -  7,0 -  6,5 -  5
öffentlicher
Gesamthaushalt -13 ,3 -11 ,0 -18 ,5

abzüglich/zuzüglich: 
Stabilitätszuschlag 
und Investitionsteuer -1- 1,9
Rückzahlung des 
Konjunkturzuschlags -  5,7 +  2,7
Gesamtwirtschaftlich 
bewertete Finan­
zierungssalden -19 ,0 -  9,5 -16 ,0

Theoretische Lösungsmögiichlceifen

Der theoretisch naheliegendste Ansatz einer Eli­
minierung der durch Geldentwertung progressiv 
bedingten Lohn- und Einkommensteuermehrein­
nahmen ist eine automatische Anpassung der 
Tarifformel. Sie müßte einschließlich Grundfrei­
betrag so verändert werden, daß geldwertbedingte 
Einkommenszuwächse nicht zusätzlich progressiv 
besteuert werden. Realeinkommenszuwächse wer­
den nach wie vor progressiv besteuert.

In der BRD ist die Tarifformel konkret in fünf 
Stufen unterteilt, in eine Proportionalzone, an­
schließend drei Progressionszonen und darauf 
folgend wieder eine Proportionalzone. Nach gel­
tendem Steuerrecht lautet die Steuerformel der 
ersten Stufe:

(1) T (y) =  0,19 (y -  1680), 
wobei T die nominelle Steuerschuld und y das 
nominelle Einkommen des Steuerzahlers in der 
Art symbolisieren, wie ln der Steuerformel defi­
niert. Zunächst muß das Einkommen mit dem Fak-

* =  yd. *
tor
y

deflatloniert werden. Das ergibt

Q u e l l e ;  Handelsblatt vom 25. 3.1974, S. 2: Öffentliches Defizit 
von 18,5 Mrd. DM; Einzelnummern der FInanznaohrichten, hrsg. 
vom Bundesminlsterium der Finanzen. Zahlen abgerundet.

Danach steigt der gesamtwirtschaftliche Finanzie­
rungssaldo von 1973 auf 1974 um 6,5 Mrd. DM. 
Wenn auch der Aussagewert des Finanzierungs­
saldos bei der Analyse der konjunkturellen Wir­
kungen der öffentlichen Haushalte gering einge­
schätzt wird ®), so lassen doch Veränderungen des 
Finanzierungssaldos gewisse Rückschlüsse zu '*). 
Zumindest werden die mit dem erheblich ange­
stiegenen Finanzierungssaldo sich ergebenden 
Finanzierungsprobleme klarer.

Die deflationierte Steuerformel der ersten Stufe 
lautet dann:

(1 a) T * (y*) =  0,19 (yd -  1680).
Da nur gewollt ist, lediglich den nominellen Ein­
kommenszuwachs nicht zusätzlich progressiv zu 
besteuern, muß die durch (1 a) errechnete Steuer­

schuld mit der Inflationsrate i: =  -  ̂ inflationiert 

werden:
(1 b) T (y*) =  T*i =  0,19 (y -  1680 i)

Wie (1 b) zeigt, wird durch Inflationierung des 
Grundfreibetrages jegliche Steuermehrbelastung 
Infolge Geldentwertung in der ersten Stufe ver­
mieden. Analog ist bei der Berechnung in den 
übrigen Stufen vorzugehen.

Für die zweite Stufe, die erste Progressionszone, 
gilt:
(2) T (y) =  1201 +  190y +  7,764y2 -  0,086y^
(2 a) T * (y*) =  s* +  190y* +  7,764y*^ -  0,086y*^ 
(2 b) T (y*) =  i [sd +190yd +  7,764y2d2-0,086y^d3]

=  1201 +  190y -1- 7,764y=d -  0,086y^d^

Entsprechend ergibt sich für die zweite Progres­
sionszone:
(3) f  (y*) =  8223 +  407y +  1,82y^d -  0,012y3d2 
und für die dritte Progressionszone:
(4) f  (y*) =  6358 +  382y +  1,572y2d -  0,066y3d^
3) Vgl. Jahresgutachten 1973 des Sachverständigenrates zur Be­
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. BT-Druci<- 
sache 740/73 vom 22. 11.1973.
*) Vgl. Werner N o l l :  Finanzkrise beim Bund?. In; WIRT­
SCHAFTSDIENST, 52. Jg. (1972), H. 11. S. 587.
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ln der fünften Stufe (Proportionalzone) ist ebenso 
wie in der ersten Stufe nur der konstante Betrag 
zu inflationieren:
(5) T  (y*) =  0,53y -  112811.
Theoretiscli gesehen liegt der Vorteil dieses Ver­
fahrens auf der Hand: Automatische Berücksich­
tigung der Geldwertminderung bei der Lohn- und 
Einkommensteuer. Der Realisation würden sich 
aber erhebllclie Schwierigkeiten in den Weg stel­
len. Sie beginnen schon bei der Bestimmung der 
Inflationsrate. Wenn auch die statistische Basis 
für eine Aussage über die Entwicklung des Bin­
nenwertes der D-Mark dadurch verbessert worden 
ist, daß mit dem umfassenden Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte®) ein in 
etwa geeignetes Meßinstrument zur Verfügung 
steht, so bleibt zu fragen, welche Inflationsrate 
eingesetzt werden sollte: die des Jahres 1973, die 
prognostizierte des Jahres 1974, ein Mittel beider, 
oder sollte die tatsächliche des Jahres 1974 ab­
gewartet werden mit der Folge, daß der Staat am 
Ende des Jahres entsprechende Rückzahlungen 
leistet? Die automatische Anpassung der Tarif­
formel hätte immerhin auch den Vorteil, sie so 
ausgestalten zu können, daß Geldwertverminde­
rungen nicht voll ausgeglichen werden.

Schließlich bleibt zu bedenken, daß auch bei einer 
vollständigen Anpassung der Tarife die Steuer­
belastung noch steigen und sich im Vergleich der 
Einkommensgruppen verschieben kann. Denn das 
Tarifwesen gibt nicht die ganze soziale Steuer­
belastung wieder. Diese wird individuell und 
schichtenspezifisch durch
□  Freibeträge, Sonderausgaben, Bewertungs­
maßstäbe, Berücksichtigung von Belastungen und

□  direkte Transfers aus dem öffentlichen Haus­
halt gesteuert.

Fallweise Anpassungen

Wird eine automatische Anpassung der Tarife 
nicht gewollt, bleibt eine kasuistische Anpassung 
an die Geldentwertung von Fall zu Fall.

Der ersten Lösungsmöglichkeit am nächsten käme 
die Einführung eines „Geldwertanpassungs-Frei- 
betrages“. Er wäre jedem Einkommen- bzw. Lohn­
steuerpflichtigen zu gewähren und müßte progres­
sionsabhängig ausgestaltet werden. Denn von der 
Geldentwertung sind alle betroffen, wobei aller­
dings die inflationsbedingte Steuerbelastung un­
terschiedlich ist. Theoretisch könnte die Anpas­
sung über diesen Weg soweit gehen, daß sie im 
Ergebnis einer Tarifanpassung gleichkäme. Soll 
die Einführung eines Geldwertanpassungs-Frei- 
betrages eine echte Alternative sein, muß der Ab­
zug eines bestimmten Betrages von der Bemes­
sungsgrundlage vorgenommen werden.

Diese Oberlegungen machen bereits deutlich, daß 
es sich hierbei um eine vereinfachte, grobe Form 
der Tarifanpassung handelt. Deshalb lassen sich 
in etwa die gleichen Nachteile anführen. Beispiels­
weise werden künftig die Einkommenszuwächse 
von Steuerpflichtigen mit und ohne Kinder gleich 
behandelt Dadurch wächst der relative Steuer­
druck auf Familien mit Kindern. Man sieht wie­
derum, das Tarifwesen ist nur ein Aspekt der 
Steuerbelastung.

Andere Möglichkeiten einer partiell ansetzenden 
Steuerentlastung wären z. B. die Erhöhung des 
Arbeitnehmerfreibetrages oder des Grundfrei­
betrages. Gleich welcher Ansatz gewählt' oder 
welche Ansätze kombiniert werden, es bleibt der 
Eindruck, daß bei der vorzunehmenden Anpassung 
das gesamte Steuersystem und die Ausgabenseite 
der öffentlichen Haushalte zur Vermeidung unge­
rechter Nettobelastungen im Auge zu behalten sind, 
ln diesem umfassenden Sinne wird allerdings die 
inflationsbedingte Anpassung zu einer Steuer­
reform. Das würde bedeuten, daß die auch bei 
stabilem Geldwert von Zeit zu Zeit notwendig 
werdenden Steuerreformen bei Existenz von Geld­
entwertung nur in kürzeren Zeitabständen durch­
geführt werden müßten.

Gesamtwirtschaftliche Konsequenzen

Eine derzeitige Erhöhung der Freibeträge und 
Milderung der Steuerprogression werden die 
Staatseinnahmen verringern, sofern nicht gleich­
zeitig ausgleichend Steuererhöhungen bei der in­
direkten Besteuerung erfolgen. Werden trotz der 
durch die Anpassung bedingten Mindereinnahmen 
öffentliche Ausgaben in der vorgesehenen Höhe 
getätigt, so erhöht sich der gesamtwirtschaftlich 
bewertete Finanzierungssaldo des öffentlichen 
Gesamthaushalts, was eine entsprechend höhere 
Kreditaufnahme zur Folge hätte. Das verfügbare 
Einkommen der Privaten steigt. Daraus resultiert 
abzüglich des zusätzlichen privaten Sparens eine 
Erhöhung der privaten Konsumgüternachfrage 
und damit auch der monetären Gesamtnachfrage. 
Ohne genauere kreislauftheoretische Betrachtun­
gen anstellen zu müssen, beispielsweise darüber, 
um wieviel der Finanzierungssaldo steigt, wird 
auf jeden Fall unter den gegenwärtigen gesamt­
wirtschaftlichen Bedingungen eine Stärkung der 
inflatorischen Entwicklung zu konstatieren sein.

Der inflationsfördernde Effekt träte nicht auf, wenn 
die Gebietskörperschaften die Ausgaben des Jah­
res 1974 den verminderten Einnahmen anpassen 
würden. Ein solches Verhalten ist aber während 
des Haushaltsvollzugs 1974 wenig wahrscheinlich,

5) Vgl. Preisindex für die i.ebenshaitung aller Haushalte, in : 
Wirtschaft und Statistik, Heft 3, 1969, S. 137 ff.
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zumal der Staat von der Ausgabenseite her gese­
hen Inflationsverlierer is t‘ ).

Bei allen theoretischen Überlegungen für die Er­
arbeitung eines praktischen Vorschlags sollten 
gesetzgebungs- und verwaltungstechnische Neben­
bedingungen nicht vergessen werden. Auch wenn 
Änderungen des Einkommensteuerrechts in einem 
beschleunigten Gesetzgebungsverfahren Gesetz 
werden, ist eine Zeit von zwei bis drei Monaten 
erforderlich, sofern wirklich ernsthaft beraten wird. 
Dabei ist schon eine erhebliche Strapazierung von 
Bundesrat, Bundestag und deren Ausschüssen 
unterstellt. Ausschußsitzungen müßten während 
der Plenarsitzungen, in den sitzungsfreien Wochen 
und in den Parlamentsferien stattfinden.

Wird weiterhin realistischerweise unterstellt, daß 
Privatwirtschaft und staatliche Verwaltung insge­
samt drei Monate brauchen, um sich auf die Neu­
regelungen einzustellen, dann vergehen etwa 
sechs Monate von der Gesetzesinitiative bis zur 
Anwendung des Gesetzes. So gesehen muß 
zwangsläufig der Streit um eine vorzeitige Ent­
lastung im Einkommensteuerbereich in eine Bera­
tung der Steuerreform ab Juni 1974 übergehen. 
Ansonsten würde das Inkrafttreten der Einkom­
mensteuerreform zum 1. Januar 1975 illusorisch. 
Es ist deshalb zu erwarten, daß der Streit durch 
Zeitablauf sich von selbst erledigt. Eine Steuer­
reform, die gleichzeitig zu Entlastungen führt, wird 
für die Bevölkerung auch schmackhafter sein

(■) Vgl. Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbanl« für das Jaiir 
1971, s. 81/82.

7) Vgl. Heinz H a l l e r :  Ideale und weniger ideale Bedingungen 
für eine Steuerreform, in: Finanzarchiv, Bd. 32, Heft 1, 1973, 
s. 21-24.

Die Gemeindefinanzen nach der Steuerreform
Reiner Hagemann, Freiburg (C

Die Konsequenzen der Steuerreform für die Verteilung der Steuereinnahimen auf Bund, Länder und 
Gemeinden sind bisiier in der öffentiiciien Disicussion i<aum beachtet worden. Während sich die Steuer­
mindereinnahmen zwischen Bund und Ländern über eine Variation des Verteilungsschlüssels bei der 
Umsatzsteuer relativ leicht umverteiien lassen )̂, sind jedoch die Auswirkungen der Steuerreform für 
die Gemeinden wesentiidi komplexer und schwerwiegender.

Die Gemeinden weisen im Vergleich zu Bund 
und Ländern die geringste Steuerdeckungs­

quote auf. Sie liegt im Durchschnitt bei knapp 
30% ^). Die übrigen Ausgaben werden im wesent­
lichen durch Gebühren, Finanzzuweisungen und 
Krediteinnahmen gedeckt. Innerhalb der Gruppe 
der Steuereinnahmen verfügen die Gemeinden 
über drei wichtige Steuerquellen:
□  den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer,

□  die Gewerbesteuer und

□  die Grundsteuer.

Alle drei Steuern sind Gegenstand von Reform­
überlegungen bzw.-gesetzen^).

Reiner Hagemann, 26, Dipl.-Voil<swirt, arbei­
tet seit 1972 ais wissenschaftiicher ¡Mitarbei­
ter von Prof. Werner E iiriic lie r am Institut 
fü r Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs- 
Universität in Freiburg.

Die Grundsteuerreform, die zum 1.1.1974 in Kraft 
getreten ist, wird den Gemeinden ca. 750 Mill. DM 
an Mehreinnahmen erbringen. Die geplante Neu­
ordnung der Gewerbesteuer wird dagegen wegen 
der Anhebung des Grundfreibetrages auf 15 000 DM 
zu erheblichen Mindereinnahmen führen, von 
denen die Gemeinden ca. 60®/o zu tragen haben. 
Die übrigen 4 0 %  werden über eine Reduktion 
der Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder 
weitergegeben. Der globale Steuerausfall wird 
mit 785 Mill. DM jährlich beziffert

Interkommunaie Aufkommensdisparitäten

Diese Neuregelung führt nicht nur zu einer Ver­
schlechterung der gemeindlichen Einnahmeposi-

Nach Art. 106, Abs. 4 Grundgesetz ste llt d ie Umsatzsteuer das 
variable Element in der Steuerverteiiung dar. Für das Jahr 1974 
wurde der Länderanteil von 35 7o auf 37%  angehoben, für 1975 
ist eine weitere Steigerung um einen Prozentpunkt vorgesehen. 
Vgl. Bl^F-Finanznachrichten Nr. 32/1973 vom 29.11.1973, S. 1 f.
2) Berechnet nach Angaben des Finanzberichtes 1974, Hrsg. Bun­
desministerium der Finanzen, Bonn.
3) Vgl. Gesetz zur Reform des Grundsteuerrechts vom 7. 8.1973 
(BGBl. I, s. 965) sowie Entwurf eines Zweiten und Dritten Steuer­
reformgesetzes, Bundestagsdrucksachen 7/78 und 7/1470.
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tion insgesamt, sondern erhölit zugieicli die inter- 
l<ommunalen Steuerkraftunterschiede. Schon heute 
weist die Gewerbesteuer in ihrem Aufkommen 
eine hohe interkommunale Disparität auf, so daß 
ihre Eignung als Gemeindesteuer generell in 
Frage steht''). Denn die Unternehmen mit einem 
gewerbesteuerpflichtigen Ertrag von über 1 Mil­
lion DM (sie machen 0 ,3%  aller gewerbesteuer­
pflichtigen Unternehmen aus) tragen schon nach 
geltendem Recht mit 4 5 %  zum Gewerbesteuer­
aufkommen bei. Die Konzentration der Gewerbe­
steuer auf diese Unternehmensgruppe wird durch 
die Reform noch verstärkt, da die Steuerbefreiung 
durch die Erhöhung des Grundfreibetrages nun­
mehr auf ca. 5 0 %  aller Unternehmen ausgedehnt 
wird.
Die Reduktion der Gewerbesteuerpflicht auf ca. 
800 000 Unternehmen wird daher zweifellos zu 
einer Verschärfung der interkommunalen Steuer­
kraftdifferenzen führen. Die durch die Gemeinde­
steuerreform von 1969 erzielten Abmilderungen 
der Steuerkraftunterschiede werden dadurch — zu­
mindest teilweise —wieder rückgängig gemacht®). 
Eine Kompensation dieser Entwicklung könnte 
nur durch eine Erweiterung des kommunalen 
Finanzausgleichs erzielt werden, wodurch Struk­
turverschiebungen im Einnahmesystem zu Lasten 
der gemeindlichen Steuereinnahmen eintreten 
würden.

Mehrbelastung der Gemelndehaushalte

Bei der Reform der Einkommensteuer, die derzeit 
im Finanzausschuß des Bundestages beraten 
wird, ergeben sich für die Gemeinden folgende 
Aspekte: Durch das Gemeindefinanzreformgesetz 
von 1969‘) wurden die Gemeinden mit 1 4%  an 
der Lohn- und Einkommensteuer beteiligt. Sie 
sollten damit an einer wachstumsstarken Steuer 
partizipieren, deren Streuung regional nicht allzu 
groß ist. Die Beteiligung am gesamten Steuer­
aufkommen hat nun allerdings zur Folge, daß die 
Gemeinden mit dem vollen Anteilssatz an den ge­
planten Steuermindereinnahmen teilnehmen. Die 
Steuermindereinnahmen werden nach dem Ent­
wurf eines Dritten Steuerreformgesetzes bei der 
Einkommensteuer insgesamt über 10 Mrd. DM im 
ersten Jahr der vollen Geltung ausmachen )̂.

Zu den quantitativen Auswirkungen der gesam­
ten Steuerreform für die Gemeinden hat die Bun-
■<) Aus raumordnungspolitischen Gründen soll das kommunale 
Steueraufkommen bei einheitlichen Tarifen eine möglichst geringe 
Streuung zwischen den Gemeinden aufweisen. Dies liegt im In­
teresse einer standortpolltischen Neutralität des Steuersystems. 
V gl. W. E h r l i c h e r  unter Mitarbeit von R. G r u b e r  und 
H.  V o i g t l ä n d e r :  Kommunaler Finanzausgleich und Raum­
ordnung, Hannover 1957, S. 73.
5) Vgl. Gutachten der Steuerreformkommission 1971, Schriftenreihe 

' des Bundesministeriums der Finanzen, Bonn 1971, Anlage 50, 
S. 1111 f.
«) Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefinanzen vom 8. 9.1969, 
(BGBl. I, s. 1587).

■ 7) Vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
I reglerung, Nr. 139 vom 27.10.1973, S. 1385 ff.

desregierung in Beantwortung einer Kleinen An­
frage der CDU/CSU mitgeteilt, daß sich die haus­
haltsmäßigen Belastungen (Steuermindereinnah­
men minus Steuermehreinnahmen plus Haushalts- 
mehrausgäben minus Haushaltsminderausgaben) 
kassenmäßig bei den Gemeinden im Finanzpla­
nungszeitraum wie folgt niederschlagen®):

1975: 2,2 Mrd. DM
1976: 2,3 Mrd. DM
1977: 2,4 Mrd. DM

Diese unter der Prämisse der geltenden Aufgaben- 
und Steuerverteilung ermittelten Haushaltsbela­
stungen sollen nach Auffassung der Bundesregie­
rung bei der Neuverteilung der Umsatzsteuer zwi­
schen Bund und Ländern berücksichtigt werden. 
Auch der Finanzausschuß des Deutschen Bundes­
tages hat sich dafür ausgesprochen, die Bela­
stungsverschiebungen mit Hilfe des Finanzaus­
gleichs zu korrigieren’). Dieses Vorgehen hätte 
für die Gemeinden die Konsequenz, daß die 
Mindereinnahmen beim Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer durch zusätzliche Finanzzuwei­
sungen der Länder (teilweise) kompensiert wür­
den. Die Verbesserung der Steuerausstattung der 
Gemeinden, die durch die Gemeindefinanzreform 
erzielt wurde ’"), wird damit jedoch wieder in 
Frage gestellt, da sie in noch stärkerem Maße als 
bisher vom kommunalen Finanzausgleich abhän­
gig gemacht würden. Diesen Umschichtungen im 
Einnahmesystem der Gemeinden kann nur durch 
eine Anhebung ihres Anteilssatzes begegnet wer­
den, wie es seit längerem von den Gemeinden 
gefordert wird ” ).

Neben den globalen Mindereinnahmen sind auch 
beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
einige interkommunale Verteilungsaspekte zu be­
rücksichtigen. Das den Gemeinden zustehende 
Steueraufkommen wird ihnen länderweise mit 
Hilfe sogenannter Schlüsselzahlen zugeteilt. Die 
Schlüsselzahlen geben den Anteilssatz an, der 
der einzelnen Gemeinde am jeweiligen Landes­
aufkommen an Einkommensteuer zusteht. Zur Be­
rechnung der Schlüsselzahl wird das örtliche 
Steueraufkommen zum Landesaufkommen an Ein­
kommen- und Lohnsteuer ins Verhältnis gesetzt. 
Um die Steuerkraftunterschiede zwischen den Ge­
meinden kleiner zu halten, werden jedoch nur die 
Steuereinnahmen berücksichtigt, die auf Einkom­
men bis zu einer Höhe von 16 000 DM bzw. 
32 000 DM bei Zusammenveranlagung entfallen. 
Die Steuerbeträge, die auf steuerpflichtige Ein-

8) Vgl. Bundestagsdrucksache 7/1120, S. 3.
») Vgl. Bundestagsdrucksache 7/1389, S. 4.
’ 0) Infolge der Gemeindefinanzreform war die Steuerdeckungs­
quote gestiegen.
>1) Vgl. Entschließung des Präsidiums des Deutschen Städtetages 
vom 20.12.1972, in: Der Städtetag, N. F.. 26. Jg. (1973), H. 1, S. 1.
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kommen oberhalb dieser Sockeleinkommen ent­
fallen, sind für die Aufteilung des Gemeinde­
anteils irrelevant.

Änderung der Verteilungsrelationen
Die Erhöhung des Grundfreibetrages, die Ausdeh­
nung der Proportionalzone und die Variation des 
Proportionalsteuersatzes können daher zu einer 
Verschiebung der interkommunalen Verteilungs­
relation führen:
□  Durch die Erhöhung des Grundfreibetrages von 
1680 DM auf 3000 DM werden die auf die Sockel­
einkommen entfallenden Steuerbeträge gekürzt. 
Da jedoch nicht alle bisher Steuerpflichtigen die 
Anhebung des Grundfreibetrages voll in Anspruch 
nehmen können, kann es zu geringfügigen Ver­
schiebungen in den Schlüsselzahlen kommen.
□  Die Erhöhung des Proportionalsteuersatzes 
von 19%  auf 2 2%  führt ebenfalls zu prozentual 
ungleichen Steuermehreinnahmen, da nicht alle 
Steuerpflichtigen mit dem gesamten Sockelbetrag 
von der Steuersatzvariation betroffen werden. Die 
Gemeinden, die über relativ mehr Steuerzahler 
verfügen, die den Sockelbetrag ausschöpfen, er­
fahren daher eine Besserstellung gegenüber Ge­
meinden mit geringem Einkommensniveau.

□  Ein entgegengesetzter Effekt ergibt sich jedoch 
aus der Verdoppelung der Proportionalzone auf 
16000 DM bzw. 32 000 DM. Damit sinken die 
Grenzsteuersätze für die Einkommen, die heute 
bereits unter den progressiven Tarif von über 
22 %  fallen, nach der Reform jedoch mit dem Pro­
portionalsteuersatz belegt werden. Die hieraus 
resultierenden Steuermindereinnahmen treffen ge­
rade die Gemeinden, deren Bürger Einkommen 
an oder über der Grenze der Sockeleinnahmen 
erzielen. Ihr Anteilssatz am Gemelndeantell der 
Einkommensteuer wird relativ verringert.

Ausmaß und Richtung der Verteilungsänderungen, 
die durch die drei aufgezeigten Faktoren eintreten 
können, lassen sich derzeit nicht eindeutig ermit­
teln. Sie sollten jedoch nach Abschluß der Steuer­
reform beobachtet werden, um sie gegebenenfalls 
bei der Neuordnung der Gemeindefinanzen be­
rücksichtigen zu können.

Die vorangegangenen Überlegungen machen deut­
lich, daß die Durchführung der geplanten Steuer­
reform mit einer Fortführung der Gemeindefinanz­
reform gekoppelt werden muß, wenn sie nicht zu 
einer quantitativen und qualitativen Verschlechte­
rung des Gemeindefinanzsystems führen soll.

' r .
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ständig steigt das Interesse an 
den Vorgängen in Überseegebie­
ten. Das hat weniger mit Roman­
tik zu tun als mit der Notwendig­
keit, sich mit den vielfältigen und 
oft verwirrenden Entwicklungen 
in der überseeischen Welt aus­
einanderzusetzen. Zuverlässig­
keit, ein abgewogenes Urteil und 
eine moderne, großzügige Auf­
machung sind die Merkmale der 
angesehenen Vierteljahres-Zeit- 
schrift.
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